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Sehr geehrte Damen und Herren,
liebe Mitglieder,
sehr geehrte Geschäftspartner,

im November 2016 nahm die UNESCO die Genossen-
schaftsidee in die Liste des immateriellen Kulturerbes auf. 
Ein klarer Beleg für die Bedeutung dieses auf Selbsthilfe, 
Selbstverwaltung und Selbstverantwortung basierenden 
Kooperationsmodells mit weltweit über 800 Millionen 
Mitgliedern. 

Auch unsere Genossenschaft kann im 121. Jahr ihrer 
Geschichte wiederum auf einen erfolgreichen Geschäfts-
verlauf zurückblicken. Er bildet die wirtschaftliche Basis, 
um weiterhin den satzungsgemäßen Auftrag der guten, 
sicheren und sozial verantwortbaren Wohnungsversor-
gung unserer Mitglieder umzusetzen. 

Nach wie vor gibt es in Greifswald einen Bedarf an bezahl-
baren, neu gebauten Wohnungen. Darauf reagieren wir 
aktuell mit einer, gemessen an unseren strategischen Zie-
len, überdurchschnittlichen Neubautätigkeit. So haben wir 
2016 die letzten drei von den fünf Häusern des „Lebenskrei-
ses“ in der Feldstraße 86 mit insgesamt 42 Wohnungen an 
unsere Mitglieder übergeben. Im Fritz-Curschmann-Weg 1 
stellten wir als ersten Neubauabschnitt ein Wohnhaus mit 
21 Wohnungen und Betreuungsangebot fertig. In unse-
rem Bestand befi nden sich nun 7.122 Wohnungen. Auch 
die Zahl unserer Mitglieder erhöhte sich abermals auf nun-
mehr 8.345. Diese Entwicklung wird sich fortsetzen. Noch 
in diesem Sommer werden wir im Fritz-Curschmann-Weg 
2, 3 einen zweiten Neubauabschnitt mit 60 Wohnungen 
an die künftigen Bewohner übergeben. Im Herbst steht 
dann noch der Erstbezug von 31 Wohnungen im Neubau 
Peter-Warschow-Straße 12, 13 an.

Die Schaff ung barrierearmen Wohnraums ist am ein-
fachsten im Neubau möglich. Das reicht aber nicht, um 
den Bedarf unserer Mitglieder zu decken. Daher stehen 
auch umfangreiche Investitionsmaßnahmen in den vor-
handenen Beständen an, um insbesondere die Anzahl 

der Wohnungen, die durch einen Aufzug erreichbar 
sind, zu erhöhen. 2016 begann die Vorbereitung 
der Baumaßnahmen in der Spiegelsdorfer Wende 7.  
Zum Ende dieses Jahres werden die umfangreichen 
Modernisierungsmaßnahmen an diesem Objekt 
abgeschlossen sein. Der Nachrüstung von Aufzügen 
wird auch in den kommenden Jahren unser Augen-
merk gelten. Um die Wohnkosten nicht übermäßig 
steigen zu lassen, sind neben geeigneten Förderpro-
grammen auch kreative technische Lösungen gefragt.

Die fortschreitende Digitalisierung von Geschäftspro-
zessen in der Wohnungswirtschaft erfordert Verände-
rungen und Anpassungen von Abläufen in der Ver-
waltung. Lösungen, die die Eff ektivität steigern und 
einen Mehrwert für unsere Mitglieder bieten, werden 
wir umsetzen. Unsere engagierten und qualifi zierten 
Mitarbeiter sind dabei der Schlüssel zum Erfolg.  
Zum 30.06. dieses Jahres wird der langjährige Kauf-
männische Vorstand des Unternehmens, Rainer 
Fehlhaber, in den Ruhestand verabschiedet. In den 
zurückliegenden sechzehn Jahren hat er das Unter-
nehmen erfolgreich, insbesondere durch die fi nanzie-
rungstechnisch schwierige Phase des Stadtumbaus 
Ost, geführt. Dafür gebührt ihm unser Dank. Seine 
Nachfolge wird ab dem ersten Juli Herr Klaas Schäfer 
antreten. 

Das positive Jahresergebnis 2016 ist keine Einzelleis-
tung. Wir danken allen Mitgliedern, Mitgliedervertre-
tern, Geschäftspartnern und Mitarbeitern für ihren 
Beitrag an diesem gemeinsamen Erfolg. Die Heraus-
forderungen der Zukunft werden nicht kleiner. Den-
noch sind wird gut aufgestellt und werden die vor uns 
liegenden Aufgaben meistern getreu unserem Credo: 

Gut und sicher wohnen. Seit 1895.

Greifswald, 30. Mai 2017, 
Der Vorstand

Jan Schneidewind  Rainer Fehlhaber       Jörn Roth
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21 Millionen Genossenschaftsmitglieder 
in Deutschland

Der Zwischenstaatliche Ausschuss zum Immateriellen 
Kulturerbe hat im November 2016 in Addis Abeba die 
Idee und Praxis der Genossenschaft als ersten deut-
schen Beitrag in die Repräsentative Liste des Immate-
riellen Kulturerbes aufgenommen. Die Genossenschaft 
ist eine allen offen stehende Form der gesellschaftli-
chen Selbstorganisation, ein Modell der kooperativen 
Selbsthilfe und Selbstverantwortung. Weltweit wirken 
etwa 800 Millionen Genossenschaftsmitglieder in über 
100 Ländern an ihrer Umsetzung und der Weitergabe 
des Wissens rund um diese Organisationsform mit, 
21 Millionen davon in Deutschland. Die hohe Anzahl 
von Genossenschaftsmitgliedern in Deutschland und 
die rechtliche Absicherung ihrer Grundsätze durch 
ein Genossenschaftsgesetz sind im internationalen 
Vergleich Besonderheiten. Seit 2014 ist die Idee der 
Genossenschaften bereits im deutschen Verzeichnis 
des Immateriellen Kulturerbes eingetragen.

Prof. Dr. Maria Böhmer, Staatsministerin im Auswärti-
gen Amt: „Genossenschaften gibt es auf der ganzen 
Welt. Ihre Arbeit ist eine Antwort auf aktuelle gesell-
schaftliche Herausforderungen. Sie leisten einen Bei-
trag zur nachhaltigen Entwicklung beispielsweise 
durch Armutsreduzierung über lokale Beschäftigung 
und soziale Integration. Ich freue mich sehr, dass diese 
erste deutsche Nominierung das Völkerverbindende in 
den Vordergrund stellt. Die Kulturform der Genossen-
schaften verbindet uns mit Menschen auf der ganzen 
Welt!“

Jeder vierte Deutsche ist Mitglied einer Genossen-
schaft. In der Kultur- und Kreativszene erleben Genos-
senschaften in den letzten Jahren einen wahren 
Gründungsboom: von Kinos und Filmverleihen über 

Theater, Orchester, künstlerische Proberäume, Ateli-
ers und Soziokulturelle Zentren bis hin zu Netzwerken 
der Kultur- und Kreativwirtschaft. In Genossenschaf-
ten begegnen sich die Menschen als Miteigentümer 
am gemeinsamen Projekt auf Augenhöhe. Das for-
dert und fördert  Engagement, Gestaltungswillen und 
Solidarität.“

Die Anerkennung der Genossenschaften als Imma-
terielles Kulturerbe belegt den Beitrag Immateriellen 
Kulturerbes zu sozialem Zusammenhalt. In Genossen-
schaften kommt bürgerschaftliches Engagement jen-
seits von privaten und staatlichen Wirtschaftsformen 
zum Ausdruck. Die Genossenschaftsfamilie verstand 
sich von jeher als eine an sozialen Werten orientierte 
Bewegung, die auf ideellen Grundsätzen wie Solidari-
tät, Ehrlichkeit, Verantwortung, Demokratie aufbauend 
eine alternative Wirtschaftsform bildet.

Prof. Dr. Christoph Wulf, Vizepräsident der Deutschen 
UNESCO-Kommission: „Die Genossenschaftsidee und 
-praxis ist in Deutschland eine lebendige Tradition, die 
von Generation zu Generation weitergegeben wird. 
Genossenschaften bringen Menschen mit gemein-
samen Interessen ohne Gewinnerzielungsabsicht 
zur Erreichung gemeinsamer Ziele zusammen. Das 
hat eine enorme kulturelle Bedeutung, die nun auch 
auf internationaler Ebene anerkannt wurde. Ich freue 
mich, dass die Aufnahme der Genossenschaftsidee 
und -praxis in die UNESCO-Liste des Immateriellen 
Kulturerbes das Verständnis des gelebten kulturellen 
Erbes erweitern wird.“

Genossenschaften in Deutschland

Die Genossenschaftsidee ist ein allen Interessenten 
offen stehendes, überkonfessionelles Modell der Selbst-
hilfe, Selbstverwaltung und Selbstverantwortung auf 
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Grundlage von Kooperationen. Die „Väter“ der Genos-
senschaftsidee, Hermann Schulze-Delitzsch und 
Friedrich Wilhelm Raiffeisen, gründeten Mitte des 19. 
Jahrhunderts die ersten genossenschaftlichen Organi-
sationen moderner Prägung in Deutschland. Aufbau-
end auf ethischen Werten wie Solidarität, Ehrlichkeit 
und Verantwortung konstruierten sie den grundlegen-
den rechtlichen Rahmen für die Genossenschaftsidee: 
eine Vereinigung mit nicht geschlossener Mitglieder-
zahl und gemeinschaftlichem Geschäftsbetrieb, die 
individuelles Engagement und Selbstbewusstsein 
stärkt und soziale, kulturelle und ökonomische Parti-
zipation ermöglicht. In der Satzung einer Genossen-
schaft wird der jeweilige Förderzweck festgeschrieben, 
der sozialen, kulturellen und wirtschaftlichen Interes-
sen dienen kann. Mitglieder werden durch den Erwerb 
von Genossenschaftsanteilen zu Miteigentümern. Ihre, 
von der Zahl der erworbenen Anteile unabhängige 
Stimme sichert ihnen Mitbestimmung und die Mög-
lichkeit der aktiven Mitgestaltung zu.

Die Genossenschaftsidee wurde schnell von weite-
ren Akteuren aufgegriffen, erfasste bald große gesell-
schaftliche Kreise und fand ihre Anwendung in ver-
schiedensten Lebensbereichen wie Arbeit, Finanzen, 
Ernährung oder Wohnen. Die Genossenschaftsidee 
findet sich heute regional und weltweit in nahezu 
jeder Branche wieder: z. B. in Genossenschaftsbanken, 

Landwirtschafts- und Handwerkergenossenschaften, 
Wohnungsbau- und Konsumgenossenschaften bis 
hin zu Dienstleistungs- und Energiegenossenschaften. 
Auch unter widrigen Bedingungen, wie zur Zeit des 
Nationalsozialismus und während der deutschen Tei-
lung, hat sich die Idee gehalten und wurde weiterver-
folgt. In Deutschland haben Genossenschaften heute 
mehr als 21 Millionen Mitglieder. Weltweit gibt es 800 
Millionen Genossenschaftsmitglieder in über 100 Län-
dern. Die Vereinten Nationen riefen das Jahr 2012 zum 
Internationalen Genossenschaftsjahr aus, um auf die 
weltweite Bedeutung von Genossenschaften aufmerk-
sam zu machen.

Durch die Kulturform der Genossenschaften kommt 
bürgerschaftliches Engagement im sozialen, wirt-
schaftlichen und kulturellen Bereich jenseits von pri-
vaten und staatlichen Wirtschaftsformen zum Aus-
druck. Die Genossenschaftsidee erweist sich als sehr 
dynamisch und einflussreich und eröffnet weniger 
privilegierten Bevölkerungsschichten neue Möglich-
keiten der gesellschaftlichen Teilhabe. Sie greift grund-
legende Prinzipien des kulturellen Selbstverständnis-
ses menschlicher Gemeinschaft auf und überträgt sie 
in die ökonomische Praxis. Die Genossenschaftsidee 
trägt zur Bewältigung gesellschaftlicher Herausforde-
rungen bei und wird durch kreative Veränderungen 
immer wieder an moderne Gegebenheiten angepasst.

G U T  U N D  S I C H E R  W O H N E N . 
S E I T  1 8 9 5 .  



Mitglieder
 
Geschäftsguthaben der
verbleibenden Mitglieder
 
eigener Wohnungsbestand

Bauleistungen Wohnungen
- Neubau
- abgeschl. Modernisierungsobjekte

in T€
- Neubau
- abgeschl. Modernisierungsobjekte

Umsatzerlöse aus der
Hausbewirtschaftung 

Ausgaben für Instandhaltung (inkl. BHW)

Anlagevermögen 

Eigenkapital
davon:  Sonderrücklage gem. § 27 DMBilG
 gesetzliche Rücklage
 andere Ergebnisrücklagen

Rückstellungen

Jahresüberschuss / Jahresfehlbetrag

Bilanzsumme

2014
(St./T€)

8.204

9.567,8

7.035

22
0

6.377,2
725,1

32.161,6

7.190,7

222.800,9

121.513,0
65.273,7

4.855,3
41.096,5

1.366,8

2.047,4

240.103,0

2013
(St./T€)

8.156

9.169,1

7.047

0
0

1.140,4
19,4

31.892,6

6.584,0

220.605,4

119.316,5
65.273,7

4.650,3
39.528,8

1.325,9

2.078,2

238.825,1

2012
(St./T€)

8.027

8.662,1

7.071

53
0

7.194,2
799,9

30.653,0

6.844,1

223.806,6

116.961,3
65.273,7

4.440,3
37.920,0

1.562,1

1.317,4

241.702,5

Veränderung
zum Vorjahr

89

343,4

39

6
0

2.134,8
-725,1

36,5

556,7

3.218,6

1.605,2
0,0

150,0
1.058,0

-112,9

-552,7

2.612,3

I M  J A H R E S V E R G L E I C H

Mitglieder 2012
8.027

K E N N Z A H L E N  

2015
(St./T€)

8.293

9.911,2

7.074

28
0

8.512,0
0,0

32.198,1

7.747,4

226.019,5

123.118,2
65.273,7

5.005,3
42.154,5

1.253,9

1.494,7

242.715,3

Mitglieder 2014
8.204

Mitglieder 2015
8.293

Mitglieder 2013
8.156
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0. Allgemeine wirtschaftliche Lage 

Die Konjunktur in Deutschland war 2016 durch ein solides 
Wirtschaftswachstum in allen Bereichen gekennzeichnet. 
Damit setzte die Wirtschaft das robuste Wachstum des Jah-
res 2015 fort. Die Steigerung im Jahr 2016 lag über dem 
Durchschnittswert der letzten sieben Jahre. Dabei waren 
der Konsum und die Anlageinvestitionen die wichtigsten 
Wachstumsmotoren. Die privaten Konsumausgaben lagen 
preisbereinigt um 2% über dem Vorjahr. Die des Staates stie-
gen mit 4,2% noch stärker. Der Anstieg ist insbesondere der 
hohen Zahl Asylsuchender und den daraus resultierenden 
Kosten geschuldet. Überdurchschnittlich entwickelte sich 
das Baugewerbe (+2,8%). 

Die Grundstücks- und Immobilienwirtschaft
wuchs mit 10,9% der Gesamtdeutschen Bruttowertschöp-
fung um 0,8% (Vorjahr 0,9%). Die leicht unterdurchschnittli-
che Wachstumsrate ist ein Indikator für die tendenziell 
geringere Konjunkturabhängigkeit der Branche. Die Investi-
tionen in den Wohnungsbau haben deutlich zum Wachs-
tum beigetragen (+4,3%). Die volkswirtschaftlichen Rah-
menbedingungen hierfür sind positiv. 2016 wurden nach 
bisherigem Stand rund 375.000 neue Wohnungen geneh-
migt (+19,7% gegenüber 2015). Prognosen zufolge liegt der 
jährliche Neubaubedarf deutschlandweit bis 2020 bei rund 
400.000 Wohnungen (davon rund 80.000 im sozialen Miet-
wohnungsbau und 60.000 im preisgünstigen Marktseg-
ment). Die Geschäftserwartungen der Wohnungswirtschaft 
sind nach übereinstimmenden Erhebungen positiv. Gerade 
in großen Städten und Verdichtungsräumen bleibt die 
Nachfrage vor dem Hintergrund guter Arbeitsmarkt- und 
Einkommensaussichten und der anhaltenden Zuwande-
rung hoch. Die Zinsen für Baugeld sind weiter auf einem 
sehr niedrigen Niveau, gleichzeitig sind die Renditen für 
Anlagealternativen gering. Die hohe Nettozuwanderung 

steigert die Nachfrage nach Wohnraum. Alles deutet darauf 
hin, dass der Aufwärtstrend 2017 fortgesetzt wird. Die Welt-
wirtschaft insgesamt kam in der zweiten Jahreshälfte wie-
der etwas mehr in Schwung. Stark verändert hat sich aller-
dings die politische Landschaft. Großbritannien betreibt 
seinen Austritt aus der EU, andere fordern deren Umbau 
und auch die Entwicklung in den USA wirft viele Fragen auf. 
Unsicherheit ist die Folge, Konsequenzen für die Entwick-
lung der Weltwirtschaft sind nicht auszuschließen. Ange-
sichts des globalen Umfeldes wird auch 2017 die Binnen-
nachfrage ein Hauptimpulsgeber für die deutsche 
Wirtschaft bleiben. Die gesamtdeutsche Wirtschaftsleistung 
wurde 2016 von knapp 43,5 Millionen Erwerbstätigen 
erbracht - der höchste Stand seit der Wiedervereinigung. 
Nach vorläufigen Berechnungen des Statistischen Bundes-
amtes waren 2016 rund 429.000 Personen und damit 1% 
mehr erwerbstätig als im Vorjahr. Die jahresdurchschnittli-
che Arbeitslosenquote sank auf 6,1%. Das kontinuierliche 
Wirtschaftswachstum und die Arbeitsmarktsituation haben 
Deutschland zu einem Hauptziel der EU-Binnenmigration 
werden lassen. Die Nettozuwanderung 2016 kann auf-
Grund der vorliegenden Daten auf rund 750.000 Personen 
geschätzt werden. Gegenüber dem Jahr 2015 lag die Netto-
zuwanderung etwa 34% niedriger. Auch in Mecklenburg-
Vorpommern setzte sich die positive wirtschaftliche Ent-
wicklung im Jahr 2016 fort. Das Bruttoinlandsprodukt stieg 
im 1. Halbjahr 2016 preisbereinigt um 2,0% gegenüber dem 
Vergleichszeitraum 2015. Die Bevölkerungszahl erhöhte 
sich innerhalb des Jahres 2016 um 13.224 auf insgesamt 
1.612.362 Einwohner (+0,8%). Damit kletterte die Einwoh-
nerzahl nach zwei Jahren wieder über 1,6 Millionen. Nach 
wie vor gibt es einen Sterbeüberhang im Land. 2015 stan-
den 20.300 Sterbefällen 13.300 Geburten gegenüber. Der 
Bevölkerungszuwachs resultierte allein aus der Zuwande-
rung von rund 20.000 Personen. Vom positiven Wande-
rungssaldo profitieren vor allem die Städte, kleinere 
Gemeinden schrumpfen dagegen weiterhin. Die Zahl der 
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Erwerbstätigen stagniert in M/V, die Arbeitslosigkeit nimmt 
jedoch weiter ab. Die Quote betrug im Durchschnitt des 
Jahres 2016 rund 9,7% (Vorjahr 10,4%). Die Verbraucher-
preise des Jahres 2016 waren wenig auffällig. Die durch-
schnittliche Teuerungsrate lag gegenüber 2015 unter 1%. 
Ein weiteres ruhiges Preisjahr ist allerdings nicht zu erwarten. 
Was sich im Dezember 2016 bereits andeutete, zeigte sich 
im Januar 2017 mit steigenden Verbraucherpreisen. Die 
Inflationsrate kletterte von 1,9% auf 2,3%. Getragen wird 
diese Entwicklung insbesondere durch den Anstieg der 
Energiepreise. Im Dezember 2016 setzte eine spürbare Ent-
wicklung (+1,8%) ein, die sich im Januar 2017 sprunghaft mit 
+6,4% fortsetzt. Für die Wohnungswirtschaft immer wieder 
wichtig ist die Entwicklung der Haushaltsgrößen. Mit durch-
schnittlich 1,91 Personen je Haushalt verblieb die durch-
schnittliche Haushaltsgröße (letzter Stand 2015) zum neun-
ten Mal in Folge unter 2 Personen. Von den 837.000 
Privathaushalten wurden 40,7% von nur 1 Person bewohnt, 
gefolgt von 2-Personen-Haushalten mit 38,7%. Das ent-
spricht einem Anteil dieser beiden Haushalte von fast 80%. 
Der Anteil der Haushalte mit 5 und mehr Personen beträgt 
lediglich 2,1%. Seit 1991 hat sich die Struktur der Haushalts-
größen drastisch verändert. Alle Haushaltsgrößen waren 
damals mit vergleichbar großen Anteilen vertreten. 1-Perso-
nen-Haushalte mit 24,2%, 2-Personen-Haushalte mit 28,1%, 
3-Personen-Haushalte mir 21,3% und Haushalte mit 4 und 
mehr Personen stellten 26,4%. Die seitdem eingetretene Ver-
schiebung hin zu überwiegend kleinen Haushaltsgrößen 
bringt neue Anforderungen an die Wohnungswirtschaft, 
aber auch an die Gestaltung des ländlichen und städtischen 
sozialen Umfeldes mit sich. Die wachsende Zahl kleinerer 
Haushalte verursacht eine steigende Nachfrage nach kleine-
ren, bezahlbaren Wohnungen mit guter Infrastrukturanbin-
dung. Die durchschnittliche Bestandswohnung der VNW-
Mitgliedsunternehmen in Mecklenburg-Vorpommern ist 
56,04 m² groß (Bundesdurchschnitt 91,4 m²!). Mit der zuneh-
mend älter werdenden Bevölkerung gewinnt das Thema 
Pflege und Pflegebedürftigkeit weiter an Bedeutung. Ende 
2015 waren 79.145 Personen in Mecklenburg-Vorpommern 
pflegebedürftig, ein Anstieg um rund 6.700 Personen bzw. 
9,2% gegenüber 2013. Fünf Prozent aller Einwohner erhalten 
Pflegeleistungen nach dem Pflegeversicherungsgesetz. 
Mehr als drei Viertel der Pflegebedürftigen wurden Ende 
2015 zu Hause betreut. Die Anzahl der Pflegegeldempfän-
ger stieg innerhalb der vergangenen zwei Jahre um 11%. 
Auch die Nachfrage nach ambulanter Hilfe hat weiter zuge-
nommen (+13%). Ende 2015 waren 38 von 100 Pflegebe-
dürftigen infolge demenzbedingter Fähigkeitsstörungen 
auf dauerhafte Betreuung angewiesen. Der Anteil der Pfle-
gebedürftigen an der Gesamtbevölkerung variiert in den 
Landkreisen deutlich. Den Höchstwert mit 6,3 Pflegebe-
dürftigen je 100 Einwohner weist Vorpommern-Rügen auf, 
gefolgt von Schwerin, Mecklenburgische Seenplatte und 
Landkreis Rostock. Die niedrigste Quote erreicht die Hanse-
stadt Rostock mit 4,1 Pflegebedürftigen je 100 Einwohner. 
Diese Tendenz wird sich verstetigen und den Bedarf an 
altersgerecht ausgestatteten Wohnungen verstärken. Die 
regionalen Wohnungsmärkte in Mecklenburg-Vorpommern 
zeigten sich weiter stabil. Dank kontinuierlich hoher Investiti-
onen in Instandhaltung und Modernisierung konnten die 

Mitgliedsunternehmen den Wohnungsleerstand weiter ein-
grenzen bzw. auf Niveau halten. Nach bisher vorliegenden 
Daten wird die Leerstandsquote zum Ende des Jahres 2016 
voraussichtlich durchschnittlich 6% betragen und damit 
leicht unter dem Vorjahresergebnis liegen. Auch das Niveau 
der Netto-Kalt-Mieten ist stabil geblieben. Investitions- und 
marktbedingt sind die Mieten nur leicht gestiegen. Der Mie-
tendurchschnitt beträgt nach vorläufigem Ergebnis 5,08 €/
m² Wohnfläche (2015: 5,00 €/m²), das entspricht einer Erhö-
hung um moderate 1,6%. Die Durchschnittswerte dürfen 
allerdings nicht darüber hinwegtäuschen, dass es ein sich 
immer mehr ausprägendes Stadt-Land-Gefälle gibt. Mit 
einer durchschnittlichen Mietbelastungsquote von 27,6% 
vom Haushaltseinkommen liegt Mecklenburg-Vorpommern 
nur leicht über dem bundesweiten Durchschnitt von 27,2%, 
jedoch um einiges höher als die Bundesländer Sachsen, Thü-
ringen und Sachsen-Anhalt. Dieses Ergebnis ist Resultat 
eines moderaten Mietenniveaus aber auch eines geringen 
Niveaus verfügbarer Einkommen. Dieses belegt mit durch-
schnittlich 17.486 € je Einwohner im privaten Haushalt im 
Länder-Ranking den letzten Platz und beträgt nur 83 % des 
Bundesdurchschnitts. „Bezahlbares Wohnen sichern“ ist eine 
der wichtigsten Herausforderungen für die Mitgliedsunter-
nehmen des Verbandes Norddeutscher Wohnungsunter-
nehmen. Dies bezieht sich neben der Miethöhe auch auf die 
Betriebs- und Energiekosten sowie die Bau- und Modernisie-
rungskosten. Angesichts einer beschränkten Wohnkaufkraft 
stellt die Entwicklung der Betriebskosten sowohl Mieter als 
auch Vermieter vor wachsende Probleme. Da die Betriebs-
kosten mehrheitlich durch kommunale Gebühren und 
Abgaben bedingt sind und somit kaum beeinflussbar, muss 
sich der politische Blick zur Bezahlbarkeit des Wohnens 
unbedingt auch auf diesen Bereich richten. Nicht nur in den 
Städten mit angespannten Wohnungsmärkten, wie den 
Studentenstädten Hansestadt Rostock und Hansestadt 
Greifswald, wird dem steigenden Wohnraumbedarf mit 
Wohnungsneubau begegnet. Landesweit wird wieder neu 
gebaut. Die neuen Wohnungen entsprechen heutigen bau-
technischen und energetischen Standards und berücksichti-
gen die Bedürfnisse der Mieter nach mehr Komfort. Nach 
vorläufigem Ergebnis wurden 2016 wiederum rund 90 Mio.€ 
von den Mitgliedsunternehmen in Neubauvorhaben inves-
tiert, die Planungen für 2017 sehen eine deutliche Steige-
rung auf rund 140 Mio.€ vor. Im Bereich der Modernisierung/
Instandsetzung stehen die Nachrüstung mit Personenaufzü-
gen und der barrierereduzierende Umbau in den Wohnun-
gen mit Zuschnittsveränderungen auf der Agenda der 
Unternehmen. Der Druck aus der Zuwanderung auf die 
Wohnungsnachfrage aus dem Jahr 2015 hat in Mecklen-
burg-Vorpommern stark nachgelassen. Während in 2015 
noch ca. 20.300 Asylsuchende nach Mecklenburg-Vorpom-
mern kamen, ist der Zustrom stark zurückgegangen - mit der 
Folge, dass sowohl Gemeinschaftsunterkünfte, aber insbe-
sondere von den Landkreisen angemietete Wohnungen, die 
oft mit erheblichem Aufwand instandgesetzt und ausgestat-
tet wurden, wieder gekündigt und zurückgegeben werden. 
Die weitere Entwicklung ist kaum abzuschätzen, ein weiterer 
Rückgang der Asylbewerberzahlen aber zu erkennen.
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Umsatzerlöse aus Kaltmieten

Instandhaltungsaufwendungen 

(Fremdbetriebe)

Zinsaufwendungen

Jahresüberschuss

22.886,6

5.705,3

3.949,6

1.683,3

 T€  T€  T€

Plan 2015

Plan 2015     22.886,6 T€Ist 2015       22.846,9 T€

Ist 2014       22.568,4 T€

22.846,9

5.984,4

3.927,9

1.494,7

Ist 2015

22.568,4

5.437,5

4.199,8

2.047,4

Ist 2014

1. Grundlagen des Unternehmens 
und Geschäftsverlauf

Die Wohnungsbau-Genossenschaft Greifswald eG (WGG) 
ist eine eingetragene Genossenschaft mit Sitz in 17491 
Greifswald, Geschwister-Scholl-Straße 1. Die satzungsge-
mäße Hauptaufgabe der Genossenschaft ist die Förde-
rung ihrer Mitglieder vorrangig durch eine gute, sichere 
und sozial verantwortbare Wohnungsversorgung. 
Darüber hinaus kann sie Bauten in allen Rechts- und 
Nutzungsformen bewirtschaften, errichten, erwerben, 
veräußern und betreuen. Sie kann alle im Bereich der 
Wohnungs- und Immobilienwirtschaft, des Städtebaus 
und der Infrastruktur anfallenden Aufgaben überneh-
men. Die Genossenschaft bewirtschaftet ausschließlich 
eigene Bestände in mehreren Stadtteilen von Greifswald 
sowie in Gützkow und Karlsburg. Die Wohnungen wer-
den grundsätzlich nur an Mitglieder der Genossenschaft 
zur Nutzung überlassen. Die Geschäftsstrategie ist nicht 
die Erzielung möglichst hoher Mieten und maximaler 
Gewinne, sondern erreichte Ertragssteigerungen in vol-
lem Umfang für die Bestandsverbesserung einzusetzen, 
um damit die Wohnqualität und die Wohnzufriedenheit
für die Mitglieder kontinuierlich zu erhöhen und die Ver-
mietung dauerhaft zu sichern. Grundlage für alle Projekte 
bildet die auf einen Zeitraum von zehn Jahren angelegte 
Planung. Diese wird jeweils in Jahresplänen konkretisiert, 
überarbeitet und gegebenenfalls an neue Erfordernisse
angepasst. 2016 war ein gutes Jahr für die WGG, in dem 
die positive Geschäftsentwicklung weiter fortgeführt 
wurde. Die Entwicklung des Geschäftsverlaufs entsprach 
den Unternehmenszielen und Erwartungen und wird 
sich auch in den kommenden Jahren fortsetzen. Am 
31.12.2016 hatte die Wohnungsbau-Genossenschaft 
Greifswald eG 8.345 Mitglieder. Das ist ein Anstieg von 
52 Mitgliedern gegenüber dem Vorjahr und spiegelt 

Wesentliche Kennziffern des Unternehmens haben sich 2016 wie folgt entwickelt:

das kontinuierlich steigende Interesse am genossen-
schaftlichen Wohnen in Greifswald wider. Im Jahr 2016 
wurden 647 Mitglieder neu aufgenommen, wovon 56% 
bis 30 Jahre und 13% über 60 Jahre alt waren. Die Mit-
gliedschaft beendet haben 595 Personen. Das Durch-
schnittsalter unserer Mitglieder beträgt 52 Jahre. Dabei 
entfallen auf die Mitglieder unter 30 Jahren 18%; 30 bis 
49 Jahren 26%; 50 bis 69 Jahren 33% und über 70 Jahre 
23%. Durch Neubau konnte der Bestand an eigenen 
Wohnungen um 63 (21 WE im Fritz-Curschmann-Weg 1 
und 42 WE in der Feldstraße 86 a-c) erhöht werden. Dem 
stehen 15 Wohnungsverkäufe sowie je eine Wohnung 
Zugang und eine Wohnung Abgang durch Umwidmung 
gegenüber, so dass sich ein Saldo am Jahresende von 
7.122 eigenen Wohnungen ergibt. Ergänzt werden diese 
durch 56 Gewerbeeinheiten und 3.409 Stellplätze sowie 
51 Garagen. Das umfangreiche Neubauprogramm der 
vergangenen Jahre wird auch 2017 – 2019 fortgeführt. 
Zunächst werden die 2016 begonnenen Neubauten im 
Fritz-Curschmann-Weg 2/3 (60 WE mit Tiefgarage) und 
Peter-Warschow-Straße 12/13 (31 WE inklusive einem 
Gemeinschaftsraum) im Jahr 2017 fertiggestellt und 
den Mitgliedern zur Nutzung übergeben. Als Abschluss 
im B-Plan 103 (Südstadt) wird dann der 7. Bauabschnitt 
durch die Errichtung von 6 Stadthäusern mit je 8 WE 
im Zeitraum 2017-2019 fertiggestellt. Damit haben wir 
Angebote für die hohe Nachfrage nach neuen, günstigen, 
gut ausgestatteten Wohnungen geschaffen. Nicht nur 
durch Neubau, sondern auch bei der Bestandsentwick-
lung steht die Schaffung und Herrichtung von Wohnun-
gen entsprechend der Nachfrage aller Mitglieder - junge 
Familien, ältere Menschen, Alleinerziehende, Singles – im 
Vordergrund. Im Bauprogramm werden erforderliche 
finanzielle Mittel für die Komplexmodernisierung, die 
Großinstandsetzung und die laufende Instandhaltung 
bereitgestellt.
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Vermögensstruktur

Anlagevermögen

Umlaufvermögen und Rechnungs-

abgrenzungsposten einschl. aktiver 

Unterschiedsbetrag aus der 

Vermögensverrechnung

Bilanzsumme

Kapitalstruktur

Eigenkapital

Rückstellungen für Bauinstandhaltung

Langfristiges Fremdkapital

 Verbindlichkeiten

 Rückstellungen

Fremdkapital kurzfristig

(einschl. Rückstellungen und 

Rechnungsabgrenzungsposten)

Bilanzsumme

31.12.16         
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79,0          0,0
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43,2          0,0
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116,8         0,1
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51,1         0,0
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70,2         0,0
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2. Wirtschaftliche Lage der Genossenschaft
2.1 Vermögenslage

Für die Jahre 2017 und 2018 stehen insbesondere die 
Investitionen in der Spiegelsdorfer Wende 7 und 6 auf 
dem Plan. Hier werden neben den dringenden techni-
schen Sanierungsarbeiten u.a. auch noch fehlende Bal-
kone und Aufzüge nachgerüstet. Die durchschnittlichen 
Grundnutzungsgebühren (Kaltmiete) erhöhten sich in 
der WGG insbesondere durch den beschriebenen Neu-
bau sowie durch teilweise erhebliche Aufwendungen 
für die Neuvermietung um 7 Cent/m² Wohnfläche auf 
4,79 €/m² per 31.12.2016. Hiermit liegen wir nach wie vor 
deutlich unter dem Niveau vergleichbarer Unternehmen 
unseres Verbandsgebietes und der Stadt Greifswald. In 
der WGG dient die ortsübliche Miete als Orientierung für 
das sozial verantwortbare Wohnen. Der neue Mietspie-
gel für Greifswald ist am 01.03.2016 in Kraft getreten. Die 
durchschnittlichen Vorauszahlungen für Betriebskosten 
sind fast unverändert geblieben und liegen jetzt bei  
1,35 €/m² (+1 Cent/m²). Deutlich anders sieht es bei 
den Heiz- und Warmwasserkosten aus. Hier konnten die 
durchschnittlichen Vorauszahlungen im Vergleich zum 
Vorjahr um 13 Cent/m² auf 0,93 €/m² gesenkt werden. 
Das entspricht immerhin einem Minus von 12%. Grund 
hierfür sind die geringeren Arbeitspreise (insbesondere 
Fernwärme) und der milde Winter. Die Anzahl der Woh-
nungen, die über 3 Monate leer stehen, hat sich von 56 
(0,79%) auf 103 (1,45%) erhöht. Darunter sind 12 Woh-
nungen, die derzeit nicht vermietet werden können, weil 
dort Aufzüge eingebaut werden (Spiegelsdorfer Wende 
7,6). Der Leerstand befindet sich damit immer noch auf
einem niedrigen Niveau. Ein weiterer Anstieg muss 
jedoch vermieden werden, denn die Erlösschmälerungen
auf Grund von Leerstand reduzieren die Mittel zur Auf-
wertung der Bestände. Die Bedingungen auf dem Greifs-
walder Wohnungsmarkt geben das her. Die  Wohnge-
biete der WGG, in denen eine Neuvermietung besonders 

problematisch ist, sind Gützkow und Schönwalde II.  
Die Fluktuationsquote ist 2016 (11,53%) gegenüber dem 
Vorjahr (11,62%) etwa gleich hoch geblieben. Die häu-
figsten Nutzerwechsel gab es in 2- und 2½-Raumwoh-
nungen (479 von insgesamt 821; =58%). Der Anteil der 2- 
und 2½-Raumwohnungen am Gesamtbestand beträgt 
allerdings auch 65%. Die Stadtteile mit der höchsten 
Fluktuation sind Schönwalde II (13,29% und Ostseeviertel 
Ryckseite (12,08%). Die erhöhten Umsatzerlöse aus Kalt-
mieten von 446,8 T€ gegenüber dem Vorjahr resultieren 
insbesondere aus der Vermietung der fertiggestellten 
Neubauten im Fritz-Curschmann-Weg 1, der Feldstraße
86 a-c sowie aus Neuvermietungen. Die Instandhal-
tungskosten erhöhten sich gegenüber dem Plan durch 
zusätzlich erforderliche und bereitgestellte Mittel für die 
Großinstandsetzung und die laufende Instandhaltung 
um 135,8 T€ und schmälerten so das Jahresergebnis. Die 
Leistungen der eigenen Betriebshandwerker blieben auf 
dem Niveau des Vorjahres. Die Reduzierung der Zinsauf-
wendungen gegenüber dem Vorjahr um 155 T€ ist einer-
seits auf das nach wie vor extreme Niedrigzinsniveau auf 
dem Kapitalmarkt zurückzuführen (Neuabschlüsse und 
Prolongationen), andererseits ist der Beginn des strate-
gisch geplanten Abbaus der langfristigen Verbindlichkei-
ten erkennbar. Aus dem Verbrauch von Bauerneuerungs-
rückstellungen resultiert ein Ergebniszuwachs von 27,6 
T€. Die Rückstellungen insgesamt sind gegenüber dem 
Jahr 2015 saldiert um 31,4 T€ gestiegen, trotzdem gab 
es im Verlauf des Jahres erhebliche Veränderungen inner-
halb der Einzelpositionen. Dies betraf u. a. die Umbu-
chung von Zinsrückstellungen aus den „Rückstellungen 
für noch ausstehende Baukosten“ (insbesondere Bau-
BeCon in Höhe von 76,3 T€) in „Sonstige Rückstellungen“ 
sowie weitere Zugänge (117,8 T€) und Abgänge (47,9 T€) 
aus Baukosten und Rechtsstreitigkeiten.
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DVFA/SG* : (Deutsche Vereinigung  für Finanzanalyse und Asset Management  e.V. /Schmalenbach-Gesellschaft für Betriebswirtschaft)

Finanzmittelbestand am 01.01.

Cash�ow aus laufender Geschäfts-

tätigkeit*

Cash�ow aus Investitionstätigkeit

Cash�ow aus Finanzierungstätigkeit

Finanzmittelbestand am 31.12.

*darin enthalten:

Cash�ow nach DVFA/SG

Cash�ow aus laufender Geschäfts-

tätigkeit

planmäßige Tilgungen

gezahlte Zinsen
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2.2 Finanzlage

Die folgende Kapitalflussrechnung wurde nach dem 
DRS 21 unter Beibehaltung des gesonderten Auswei-
ses des Cashflow nach DVFA/SG aufgestellt und gibt 
einen Überblick über die Geldmittelzu- und abflüsse 
im Berichtsjahr. Die Sicherung der Liquidität und damit 
die termingerechte Erfüllung der Zahlungsverpflichtun-
gen gegenüber Gläubigern hat höchste Priorität. Dazu 
werden sowohl die eigenen als auch fremde Mittel (im 
Rahmen der Bautätigkeit) eingesetzt. Die derzeitigen 
Marktkonditionen erlauben bei der Neuaufnahme von 

Das Geschäftsjahr 2016 stellt sich wie folgt dar:
Das überdurchschnittlich hohe Neubaugeschehen kenn-
zeichnet die Vermögenslage. Das Anlagevermögen in 
Höhe von 227 Mio.€ (+1 Mio.€ gegenüber dem Vorjahr) 
beträgt 93,1% der Bilanzsumme. Es ist vollständig – in 
Höhe von 101,8% – durch Eigenkapital und langfristige 
Fremdmittel einschließlich langfristiger Rückstellungen 
gedeckt. Die Erhöhung des Anlagevermögens resultiert 
überwiegend aus der Fertigstellung der Feldstraße 86 
und des Fritz-Curschmann-Weges 1 sowie der Neubau-
tätigkeiten im 6. BA des B-Plans 103 und in der Peter-War-
schow-Straße 12/13. Insgesamt wurden 7.236,1 T€ akti-

viert. Dem stehen Abschreibungen in Höhe von 5.423,2 T€ 
gegenüber. Für die Großinstandsetzung inkl. für WEG-
Objekte wurden weitere 3.935,4 T€ aufgewendet. Das 
sind 1.084,8 T€ mehr als im Vorjahr.
Das Eigenkapital stieg gegenüber dem Vorjahr um 
1.745,1 T€ auf 124.863,3 T€ und beträgt jetzt 51,2% (Vor-
jahr 50,7 %) der Bilanzsumme. Diese Erhöhung resultiert 
aus dem Jahresüberschuss (1.522,6 T€), der Erhöhung 
des Geschäftsguthabens (509,1 T€) abzüglich einer aus-
geschütteten Dividende für 2015 im Jahr 2016 (286,6 T€). 
Die Vermögenslage ist geordnet, die Vermögens- und 
Kapitalstruktur solide.

Darlehen einen hohen Tilgungsanteil. Die durchschnitt-
liche Zinsbelastung für unsere Darlehen war im abgelau-
fenen Geschäftsjahr mit 3,49% um 0,22% günstiger als 
im Vorjahr. Eine vorzeitige Prolongation älterer Darlehen 
mit ungünstigeren Konditionen (insbesondere aus dem 
Altschuldenhilfegesetz) wurde und wird auch zukünftig 
laufend geprüft und gegebenenfalls durchgeführt. Die 
Mittelherkunft und die Mittelverwendung ergeben sich 
aus der folgenden Kapitalflussrechnung: 

Auf Grund der erstmaligen Anwendung des Bilanzrichtlini-
enumsetzungsgesetzes (BilRUG) wurden die Verkäufe von 
Eigentumswohnungen im Geschäftsjahr 2016 dem Cash-
flow aus laufender Geschäftstätigkeit zugeordnet. Bei den 
Bausparguthaben erfolgte eine Umgliederung von der 
Finanzierungstätigkeit in die Investitionstätigkeit. Die Vor-
jahreswerte wurden entsprechend angepasst. Durch die 
Bereitstellung von zusätzlichen Mitteln für die Instandhal-
tung deckt der Cashflow aus laufender Geschäftstätigkeit 
in den Jahren 2016 bis 2018 planmäßig nicht den Kapital-
dienst. Dieses Defizit wird durch eine teilweise Inanspruch-
nahme von Mitteln aus der Finanzreserve des Unterneh-

mens ausgeglichen und besteht ab 2019 nicht mehr. Es ist 
somit ausreichend Liquidität für die planmäßige Tilgung, 
eine mögliche Dividendenzahlung von 3% für 2016 und 
alle darüber hinaus anfallenden Zahlungsverpflichtungen 
vorhanden. Für die Finanzierung der geplanten Baumaß-
nahmen sind 2017 anteilige Fremdmittel in Höhe von 
7.666,8 T€ vertraglich vereinbart und weitere 2.016,7 T€ 
geplant. Durch den regelmäßigen Liquiditätszufluss aus 
den Nutzungsgebühren wird bei sorgfältiger Vergabe von 
Aufträgen die Zahlungsfähigkeit unserer Genossenschaft 
auch zukünftig gesichert bleiben.
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2.3 Ertragslage 

Das Jahr 2016 wurde mit einem Jahresüberschuss von 1.522,6 T€ abgeschlossen. 

Die Planung der Sollmieten erfolgt im Rahmen der 10-Jah-
resplanung auf der Basis der vorhandenen Bestandsob-
jekte und der Investitionsplanung inklusive Modernisie-
rungsmaßnahmen. Durch den langen Planungszeitraum 
für alle Planbestandteile ist es möglich, rechtzeitig und 
präzise auf Veränderungen auf dem Wohnungsmarkt zu 
reagieren. In den derzeitig geltenden Planungen sind 
pauschale Mieterhöhungen weiterhin nicht vorgesehen. 
Die Beibehaltung dieses Grundsatzes steht regelmäßig 
auf dem Prüfstand. Bei einer möglichen Verschärfung der 
Inflation und einer spürbaren Erhöhung der Darlehens-
konditionen auf dem Kapitalmarkt ist eine schrittweise 
Angleichung bzw. Anhebung der Nutzungsgebühren 
unter Berücksichtigung der Ortsüblichkeit unvermeid-
bar. Im Rahmen von Neuvermietung und Modernisie-
rungen unter Beachtung gesetzlich vorgeschriebener 
Berechnungen sowie tatsächlich angefallener Baukosten 
wird bereits jetzt so vorgegangen. Bei der Vermietung 
der neu gebauten Wohnungen wird mit Kostenmieten 
geplant. Dabei wird wie bei allen Wirtschaftseinheiten 
von dem Grundsatz ausgegangen, dass jedes Objekt 
sich wirtschaftlich selbst tragen muss. Erlösschmälerun-
gen werden auf der Basis des erwarteten Leerstandes 
und von Erfahrungen aus den Vorjahren bei der Planung 
berücksichtigt.

Die sonstigen Erträge beinhalten u. a. die Erlöse aus den 
Verkäufen der Wohnungen im Rahmen des Altschulden-
hilfegesetzes. Im Geschäftsjahr wurden 15 Wohnungen 
verkauft, 7 mehr als im Vorjahr. Dadurch konnten 2016 
saldiert höhere Erträge (+55,2 T€) erzielt werden. Die 
Buchwertabgänge werden auf Grund der Anwendung 
des BilRUG bei den Aufwendungen ausgewiesen. Des 
Weiteren konnten durch die Verkäufe der beiden Objekte 
„Pension und Restaurant Zur Fähre“ und „Ferienobjekt 
Bungalow Lubmin“ Erträge in Höhe von 719,1 T€ erzielt 
werden.

3. Prognose-, Chancen- und Risikobericht

Die Genossenschaft verfügt über ein effizientes Risiko-
managementsystem, das kontinuierlich überprüft und 
den sich verändernden Bedingungen angepasst wird. 
Kernstücke bilden die strategische Unternehmenspla-
nung und das Controlling. Zum frühzeitigen Erkennen 
von Risiken gibt es im Unternehmen zusätzlich eine 
Interne Revision. Planung, Controlling und die Berichter-
stattung werden ständig weiter qualifiziert, insbesondere 
durch die Einführung einer neuen Software.

Erträge

Sollmieten

abzgl. Erlösschmälerungen

abgerechnete Umlagen

einschließlich Bestands-

veränderungen

Sonstige Erträge

Erträge gesamt

Aufwendungen

Betriebskosten einschl.

Grundsteuern

Instandhaltungskosten

Personalaufwand einschl.

Soziale Abgaben

Abschreibungen

Zinsen u. ähnliche 

Aufwendungen

Sonstige Aufwendungen

Aufwendungen gesamt

Jahresüberschuss

 2014

22.924,0

-355,6

22.568,4

9.454,8

1.154,0

33.177,3

9.318,2

6.026,8

4.409,4

5.342,7

4.199,8

1.832,9

31.129,9

2.047,4

2015

23.435,7

-588,8

22.846,9

9.312,7

872,3

33.032,0

9.353,7

6.524,9

4.547,3

5.477,8

3.927,9

1.705,7

31.537,3

1.494,7

Plan 2016

23.990,4

-535,7

23.454,7

9.898,0

1.034,6

34.387,3

9.831,1

7.822,5

4.761,1

5.229,7

3.794,4

1.450,7

32.889,5

1.497,8

2013

22.773,6

-331,2

22.442,5

9.576,0

913,5

32.932,0

9.588,5

5.406,2

4.338,9

5.365,5

4.564,9

1.589,7

30.853,8

2.078,2

2012

22.248,4

-337,8

21.910,6

9.420,9

898,6

32.230,2

9.382,9

5.644,0

4.178,7

5.401,0

4.904,9

1.401,2

30.912,8

1.317,4

2011

22.059,2

-348,0

21.711,2

8.772,7

1.086,1

31.570,0

8.775,0

5.288,8

4.140,4

5.195,1

4.955,2

1.360,2

29.714,7

1.855,3

T€ T€ T€ T€ T€ T€
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      2016       2017       2018       2019

1.497,8
2.153,2 2.730,80 2.865,2

Für die Jahre 2017–2020 wird von nachstehenden Jahresüberschüssen ausgegangen (in T€):

Die Grundlagen und die Prinzipien zum Risikomanage-
ment werden einmal jährlich überprüft und bei Bedarf 
überarbeitet. Die Bewertung der Risikofelder und der 
Grenzwerte wird gegebenenfalls neu definiert bzw. fest-
gelegt und im elektronischen Unternehmenshandbuch 
dokumentiert. Neben den internen werden auch externe 
Risikofelder wie Arbeitslosigkeit und Rückgang der Bevöl-
kerung in der Region, die Entwicklung des Zinsniveaus 
und des lokalen Wohnungsmarktes in die Betrachtung 
einbezogen und beobachtet.

Bestandteil des Unternehmenshandbuches ist neben 
dem Risikomanagementsystem mit den Teilen Früh-
warnsystem, Risiko-Controlling und Internes Kontroll-
system auch eine Compliance- Richtlinie. Zur Erfüllung 
dieser – und aller anderen – Aufgaben werden die Mitar-
beiter/innen ständig qualifiziert. In den Unternehmens-
planungen der Genossenschaft sind die wirtschaftlichen 
Auswirkungen, die sich vor allem aus den veränderten 
Nachfragebedingungen am Wohnungsmarkt ergeben, 
umfassend berücksichtigt. Dabei spielen die gewach-
senen Anforderungen an Neubau, Umbau, Modernisie-
rung und Instandhaltung die wesentliche Rolle. Die Aus-
wirkungen auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
sind hierin dokumentiert und finden bei der Planung bis 
2026 Berücksichtigung. Begründet durch Umfang und 
Auslauf der vorhandenen Darlehen halten wir die Risiken, 
die sich aus Zinsänderungen ab 2017 ergeben können, 
für sehr gering, da davon die Kapitaldienstfähigkeit nur 
unwesentlich beeinträchtigt wäre.

Die demographischen, technischen, ökologischen und 
sozialen Entwicklungen unserer Gesellschaft erzeu-
gen eine verstärkte Nachfrage in allen Einkommens-
gruppen nach bezahlbaren Wohnungen mit flexiblen 
Nutzungsmöglichkeiten und einem Wohnumfeld, das 

Freizeitqualität bietet. Das erfordert die bedarfsgerechte 
Ausrichtung der strategischen und daraus abgeleitet 
auch der kurzfristigen Ziele der WGG. Die Genossenschaft 
verfügt über eine Vielzahl nicht mobilitätsfreundlicher 
Wohnungen. Hieraus ergibt sich eine besondere Heraus-
forderung. Das Defizit an altersgerechten Wohnungen 
muss behoben werden. Hierfür müssen Konzepte ent-
wickelt werden. Ziel muss es sein, alle Mitglieder dabei 
zu unterstützen, dass sie möglichst lange eigenständig 
in ihren Wohnungen leben und am gesellschaftlichen 
Leben teilnehmen können. Auch angemessene Nut-
zungsgebühren tragen dazu bei. Ein zusätzliches Prob-
lem ist die schlechte Einkommensentwicklung bei vielen 
unserer Mitglieder. Hierbei ist in Zukunft nicht von einer 
wesentlichen Verbesserung auszugehen. Es wird des-
halb weiterhin notwendig sein, ein konsequentes Forde-
rungsmanagement zu betreiben und die Kommunika-
tion mit dem Jobcenter bzw. der ARGE zu suchen. Eine 
Unterstützung der betreffenden Mitglieder ist nötig, um 
die Verschuldung möglichst gering zu halten.

Seit einigen Jahren verzeichnen wir einen deutlichen 
Rückgang von Verträgen mit Studenten. Im Jahr 2013 
waren es noch ca. 650 Nutzungsverträge, am 31.12.2016 
nur noch 463. Gründe hierfür sind die veränderten Stu-
dentenzahlen und die Schaffung neuer studentischer 
Wohnformen. Die Umsetzung der vor 4 Jahren erarbei-
teten strategischen Ziele der WGG ist sehr hilfreich und 
lässt sich gut kontrollieren. Eine Überarbeitung der stra-
tegischen Ziele und damit eine Kurskorrektur bei der 
langfristigen Planung ist im Jahr 2016 erfolgt. Themen 
wie demografischer Wandel oder altengerechtes Woh-
nen, Mobilitätsfreundlichkeit, smartes Wohnen u.a. wer-
den neu oder erneut in den Mittelpunkt der zukünftigen 
Ausrichtung des Unternehmens rücken.
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Die Jahresüberschüsse tragen zu einer kontinuierlichen 
Erhöhung des Eigenkapitals bei. Diese Entwicklung 
ermöglicht es dem Unternehmen noch mehr als vorher, 
zielsichere Entscheidungen für die ständige Verbesse-
rung und Erweiterung des Wohnungsbestandes auf der 
Basis der Erwartungen und Anforderungen seiner Mit-
glieder zu treff en. Es geht aber nicht nur um den Neubau. 
Im Rahmen der langfristigen Planung sind ausreichend 
Mittel für Bestandsverbesserungen und -anpassungen, 
die sich aus den zukünftigen Anforderungen ergeben, 
vorgesehen. Von den Mitgliedern und Interessenten sind 
insbesondere Wohnungen nachgefragt, die den kleinen 
Einkommen im Dienstleistungsgewerbe, im Handwerk, 
in der Gesundheitswirtschaft, aber auch bei Rentnern 
und Arbeitssuchenden gerecht werden. Wenn das ange-
botene Produkt nicht der Nachfrage entspricht, spürt 
das ein Wohnungsunternehmen in der Regel an der 
schwierigen Vermietbarkeit oder gar am Ansteigen des 
Leerstandes. Solche Signale werden von der Genossen-
schaft wahrgenommen und bei den weiteren Planungen 
gebührend berücksichtigt.

Der seit dem 21.11.2005 bestehende Rechtsstreit zwi-
schen der WGG und dem Planungsbüro aib Bauplanung 
Nord GmbH aus Rostock konnte 2016 noch nicht been-
det werden. Anfang 2017 ist in diese Angelegenheit 
nach vielen Jahren Bewegung gekommen, wonach ein 
Abschluss in 2017 als wahrscheinlich angesehen wird. 
Der Streitwert beträgt ca. 886 T€.

Die Prüfung und Abrechnung von fördermittelbezo-
genen Forderungen der Universitäts- und Hansestadt 
Greifswald kommt auf Grund des Umfangs der von der 
Stadt zu bearbeitenden Vorgänge nur sehr schleppend 
voran. Es geht zurzeit um insgesamt 17 Einzelmaßnah-

men. Ein abschließendes Ergebnis ist auf Grund der 
Kompliziertheit der Einzelvorgänge und des Alters der 
Forderungen kurzfristig nicht zu erwarten. Die hierfür 
gebildeten Rückstellungen betragen derzeitig 546,8 T€. 
Bilanzierte Aufwandsrückstellungen für Verfahrenskosten 
diverser Rechtsstreitigkeiten bestehen in einer Gesamt-
summe von 105 T€.

Nach Abzug aller geplanten fi nanziellen Verpfl ichtun-
gen (inkl. Kapitaldienst) sowie der Inanspruchnahme der 
vorgesehenen Darlehen bleiben der Genossenschaft für 
2017 planmäßig 3,7 Mio. € als Finanzreserve. Diese wird 
als ausreichend eingeschätzt.

Die Forderungen nach sozialem bzw. preisgünstigem 
Wohnungsbau umzusetzen, werden auf Grund der Ent-
wicklung der Baupreise und der ständig steigenden 
gesetzlichen Anforderungen sowie einer zu erwartenden 
Verschlechterung auf dem Kapitalmarkt nur noch mit 
höheren staatlichen Fördermaßnahmen erfüllbar sein.
Der Geschäftssitz und die Begegnungsstätte in der Süd-
stadt haben die Wahrnehmung der Genossenschaft seit 
2012 erhöht und bieten durch ihre Lage und Ausstattung 
vielfältige Möglichkeiten zur Mitgliederbindung und zur 
Gewinnung neuer Kunden.

Zusammenfassend sind für die nächsten drei Jahre keine 
Risiken zu erkennen, die zu einer ungünstigen Entwick-
lung im Unternehmen mit negativer Beeinfl ussung der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage führen könnten. 
Vielmehr gehen wir davon aus, dass sich auch die zukünf-
tigen Ergebnisse der Genossenschaft weiter nachhaltig 
positiv entwickeln.

Greifswald, den 25.04.2017

Rainer Fehlhaber Jan Schneidewind Jörn Roth
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B I L A N Z  Z U M  3 1 . 1 2 . 2 0 1 6

AKTIVSEITE

ANLAGEVERMÖGEN

Immaterielle Vermögensgegenstände

Sachanlagen
Grundstücke mit Wohnbauten
Grundstücke mit Geschäfts- u. anderen Bauten
Grundstücke ohne Bauten
Grundstücke mit Rechten Dritter
Betriebs- und 
Geschäftsausstattung
Anlagen im Bau
Bauvorbereitungskosten

Finanzanlagen
Andere Finanzanlagen

ANLAGEVERMÖGEN INSGESAMT

A.

I.

II.
1.
2.
3.
4.
5.

6.
7.

III.

86.751,98   

 226.901.370,17

1.500,00

 226.989.622,15

UMLAUFVERMÖGEN

Andere Vorräte
Unfertige Leistungen
Andere Vorräte

Forderungen und sonstige 
Vermögensgegenstände
Forderungen aus Vermietung
Forderungen aus Verkauf von Grundstücken
Forderungen aus anderen Lieferungen und Leistungen
Sonstige Vermögensgegenstände

Flüssige Mittel und Bausparguthaben
Kassenbestand, Guthaben bei Kreditinstituten
Bausparguthaben

Rechnungsabgrenzungsposten
Andere Rechnungsabgrenzungsposten

Aktiver Unterschiedsbetrag 
aus der Vermögensverrechnung

BILANZSUMME 

B.

I.
1.
2.

II.

1.
2.
3.

III.
1.
2.

C.

D.

 9.587.142,56

   

 
2.171.642,75

 4.989.704,27

 34.483,21

3.580,84

243.776.175,78

Geschäftsjahr 
€             €

Vorjahr
€

 9.542.243,19
 44.899,37

 91.160,45
47.500,00
 4.073,36

 2.028.908,94

 4.415.230,69
 574.473,58

 212.270.085,91
 5.796.004,60

 280.597,33
 266.256,16

 181.002,28
 8.107.423,89

 -

 71.823,19
   

 208.270.597,82
 6.516.190,77

 509.216,00
 264.574,86

122.094,00
 10.254.863,57

8.642,07

 1.500,00

 226.019.502,28

 9.425.081,69
 50.690,36

   

 96.490,61
-

 1.179,92
 1.948.877,45

 
 4.973.271,87

 169.121,54

31.109,39

  -

 242.715.325,11
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Geschäftsjahr 
€         €

Vorjahr
€

EIGENKAPITAL

Geschäftsguthaben
der mit Ablauf des Geschäftsjahres 
ausgeschiedenen Mitglieder
der verbleibenden Mitglieder
aus gekündigten Geschäftsanteilen
Rückständige fällige Einzahlungen 
auf Geschäftsanteile   12.523,07 €

Ergebnisrücklagen
Sonderrücklage gem. § 27 Abs. 2 DMBilG
Gesetzliche Rücklage
Andere Ergebnisrücklagen

Bilanzgewinn
Jahresüberschuss
Einstellung aus dem Jahresüberschuss 
in Ergebnisrücklagen

Eigenkapital insgesamt

RÜCKSTELLUNGEN
Steuerrückstellungen
Rückstellungen für Bauinstandhaltung
Sonstige Rückstellungen

VERBINDLICHKEITEN
Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten
Verbindlichkeiten gegenüber anderen Kreditgebern
Erhaltene Anzahlungen
Verbindlichkeiten aus Vermietung
Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen
Sonstige Verbindlichkeiten
davon aus Steuern:       2.327,59 €
davon im Rahmen der sozialen Sicherheit:     45,33 €

Rechnungsabgrenzungsposten

Bilanzsumme

A.

I.
1.

2.
3.

II.
1.
2.
3.

III.
1.
2.

B.
1.
2.
3.

C.
1.
2.
3.
4.
5.
6.

D.

 478.427,65
 9.911.196,93

 8.370,00

 65.273.705,95
 5.005.342,56

 42.154.535,90

 + 1.494.691,33

 ./. -1.208.023,48

 0,00
 116.783,65

 1.137.071,37

 102.263.968,86
 4.159.767,04

 10.278.781,08
 10.008,32

 1.477.833,26
 34.997,76

 10.397.994,58

 112.433.584,41

 286.667,85

 123.118.246,84

 

1.253.855,02

 118.225.356,32

 117.866,93

 242.715.325,11

 
435.547,55

 9.567.809,45
 9.455,00

   
(19.715,55)

 65.273.705,95
 4.855.342,56

 41.096.512,42

 
+ 2.047.389,50

 ./. -1.772.723,30

 121.513.039,13

 33.300,00
 221.215,29

 1.112.294,16

 100.699.434,56
 4.340.156,49

 10.633.986,78
 11.786,36

 1.368.653,74
 51.388,93

(18.364,61)
(16,54)

 117.714,47

 240.102.969,91

PASSIVSEITE

29



G E W I N N -  U N D  V E R L U S T R E C H N U N G

Geschäftsjahr 
€        €

Vorjahr
€

vom 01.01. - 31.12.2015

UMSATZERLÖSE
a) aus der Hausbewirtschaftung

b) aus anderen Lieferungen und Leistungen

Verminderung/Erhöhung des Bestandes an 
unfertigen Leistungen
Andere aktivierte Eigenleistungen
Sonstige betriebliche Erträge

Aufwendungen für bezogene 
Lieferungen und Leistungen
a) Aufwendungen für Hausbewirtschaftung
b) Aufwendungen für andere Lieferungen 
und Leistungen

Rohergebnis

Personalaufwand
a) Löhne und Gehälter
b) soziale Abgaben und Aufwendungen 
für Altersversorgung und für Unterstützung
davon für Altersversorgung:  54.597,95 €

Abschreibungen auf immaterielle 
Vermögensgegenstände des
Anlagevermögens und Sachanlagen
Sonstige betriebliche Aufwendungen
Erträge aus anderen Wertpapieren 
des Finanzanlagevermögens
Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge
Zinsen und ähnliche Aufwendungen
davon aus Aufzinsung von 
langfristigen Rückstellungen:  9.620,47 €

Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit
Steuern vom Einkommen und vom Ertrag
Sonstige Steuern
Jahresüberschuss
Einstellungen aus dem Jahresüberschuss 
in Ergebnisrücklagen

Bilanzgewinn

1.

2.

3.
4.

5.

6.

7.

8.
9.

10.
11.

12.
13.
14.
15.
16.

17.

 32.198.089,39

 39.321,72
 

 15.293.521,75

 1.605,18

 3.772.566,21

 774.734,04

 32.237.411,11

 ./. -38.451,26
 153.441,80
 650.682,97

 
 

 15.295.126,93

 + 17.707.957,69

 4.547.300,25

 5.477.785,46
 1.482.034,10

 75,00
 28.803,38

 3.927.863,86

 + 2.301.852,40
 161.178,57
 645.982,50

 + 1.494.691,33
 ./. -1.208.023,48

 + 286.667,85

 32.161.557,65

 36.213,58

 -138.327,83
 160.210,25
 916.979,57

 

 14.809.324,91

 2.966,08

 + 18.324.342,23

 3.654.031,41

 755.398,75
(54.597,95)

 5.342.687,49
 1.512.509,66

 75,00
 40.541,92

 4.199.838,51

(12.864,97)

 + 2.900.493,33
 268.009,93
 585.093,90

 + 2.047.389,50
 ./. -1.772.723,30

 + 274.666,20
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Erläuterungen zu den Bilanzierungs- 
und Bewertungsmethoden

Bei Aufstellung der Bilanz und der Gewinn- und Verlust-
rechnung wurden folgende Bilanzierungs- und Bewer-
tungsmethoden angewandt:
Immaterielle Vermögensgegenstände wurden nur inso-
weit zu – um planmäßige Abschreibungen geminderte 
– Anschaffungskosten aktiviert, als sie entgeltlich erwor-
ben wurden. Die Nutzungsdauer hierfür beträgt 5 Jahre. 
Das Sachanlagevermögen ist unter Berücksichtigung 
planmäßiger linearer Abschreibungen zu Anschaffungs- 
bzw. Herstellungskosten angesetzt. Grundlage für die 
planmäßigen Abschreibungen bei Wohngebäuden ist 
eine Gesamtnutzungsdauer von 80 Jahren.

Bei modernisierten Objekten, die vor der Modernisie-
rung bereits abgeschrieben sind bzw. über eine geringe 
Nutzungsdauer verfügen, wird grundsätzlich von einer 
50-jährigen Restnutzungsdauer ab Fertigstellung der 
Modernisierung ausgegangen.
Eine Nutzungsdauer von 10-19 Jahren wird bei den 
Außenanlagen zugrunde gelegt. Bei den Herstellungs-
kosten des Sachanlagevermögens wurden wie im Vor-
jahr nur Eigenleistungen für Architektenleistungen inner-
halb der Grenzen der Honorarordnung für Architekten 

Allgemeine Angaben

Die Wohnungsbau-Genossenschaft Greifswald eG hat 
ihren Sitz in Greifswald und ist eingetragen in das Genos-
senschaftsregister beim Amtsgericht Stralsund (GnR 95).

Der Jahresabschluss zum 31.12.2016 wurde nach den 
Vorschriften des deutschen Handelsgesetzbuches (HGB) 
aufgestellt. Dabei wurden die einschlägigen gesetzlichen 
Regelungen für Genossenschaften und die Satzungs-
bestimmungen ebenso wie die Verordnung über Form-
blätter für die Gliederung des Jahresabschlusses von 
Wohnungsunternehmen in der Fassung vom 17.07.2015 
(Formblatt VO) beachtet. Die Gewinn- und Verlustrech-
nung wurde entsprechend dem § 275 Abs. 2 HGB wiede-
rum nach dem Gesamtkostenverfahren aufgestellt.

Soweit Vorjahresbeträge nicht vergleichbar sind, wurden 
die angepassten Vorjahresbeträge in den Erläuterungen 
zur Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung benannt.

A N H A N G  Z U M
J A H R E S A B S C H L U S S
2 0 1 6

und Ingenieure sowie Verwaltungskosten entsprechend 
der II. BV in Höhe von T€ 178 aktiviert.

Geschäfts- und andere Bauten werden auf der Grundlage 
einer Gesamtnutzungsdauer von 10 bis 50 Jahren abge-
schrieben. Gegenstände der Betriebs- und Geschäftsaus-
stattung werden mit Sätzen zwischen 4,35 % und 33,30 % 
abgeschrieben. Die beweglichen, geringwertigen Ver-
mögensgegenstände mit Anschaffungskosten bis zu  
€ 410 netto werden im Jahr des Zugangs voll abgeschrie-
ben und im Anlagespiegel als Abgang gezeigt.

Als Andere Finanzanlagen werden zum Bilanzstichtag 
Geschäftsguthaben aus 30 Geschäftsanteilen von je  
€ 50 der Volksbank Raiffeisenbank eG, Greifswald gehal-
ten. Die Haftsumme beträgt ebenfalls € 1.500. Die Finanz-
anlagen wurden zu Anschaffungskosten angesetzt.

Die unfertigen Leistungen wurden ebenfalls zu Anschaf-
fungskosten bewertet. Die anderen Vorräte betreffen zu 
Anschaffungskosten bewertete Reparaturmaterialien 
sowie Heizölvorräte, die zum Marktpreis bewertet wur-
den. Die Bewertung des restlichen Umlaufvermögens 
wurde zum Nennwert vorgenommen. Uneinbringliche 
Forderungen wurden direkt abgeschrieben und für die 
noch bestehenden Risiken wurden Einzelwertberichti-
gungen gebildet. Das Niederstwertprinzip wurde beim 
Umlaufvermögen beachtet.

Von den Rückstellungen für Bauinstandhaltung wurden  
– soweit sie zum 01.07.1990 gebildet wurden - T€ 27,6 
auf Grund durchgeführter Instandhaltungsmaßnahmen 
verbraucht. Die verbleibenden T€ 89,2 werden in den 
zukünftigen Geschäftsjahren verbraucht.

Die Sonstigen Rückstellungen beinhalten alle erkenn-
baren Risiken und ungewisse Verbindlichkeiten ent-
sprechend § 249 HGB. Ihre Bewertung erfolgte nach 
vernünftiger kaufmännischer Beurteilung in Höhe des 
notwendigen Erfüllungsbetrages. Die Rückstellungen auf 
Grund von Altersteilzeitvereinbarungen und für Jubiläen 
wurden mit dem der Laufzeit entsprechenden durch-
schnittlichen Marktzins der vergangenen 7 Jahre gemäß 
Vorgabe der Deutschen Bundesbank abgezinst. Der Auf-
wand aus der Veränderung des Zinssatzes wird unter 
den Zinsen und ähnlichen Aufwendungen ausgewiesen. 
Verbindlichkeiten sind mit ihrem Erfüllungsbetrag an- 
gesetzt.



ERLÄUTERUNGEN ZUR 
BILANZ UND ZUR GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG

B I L A N Z
Z U S A M M E N S E T Z U N G  U N D  E N T W I C K L U N G  D E S  A N L A G E V E R M Ö G E N S

ANSCHAFFUNGS- / HERSTELLUNGSKOSTEN

Immaterielle 
Vermögensgegenstände

SACHANLAGEN

Grundstücke mit Wohnbauten

Grundstücke mit Geschäfts- 
und anderen Bauten

Grundstücke ohne Bauten

Grundstücke  mit Rechten Dritter

Technische Anlagen 
und Maschinen

Betriebs- und 
Geschäftsausstattung

Anlagen im Bau

Bauvorbereitungskosten

FINANZANLAGEN

Andere Finanzanlagen

Anlagevermögen insgesamt

01.01.2016 
€

Zugänge
€

Abgänge
€

Umbuchungen
€

31.12.2016
€

635.618,41

338.092.202,88

8.970.159,48

509.216,00

264.574,86

494,93

571.258,84

10.254.863,57

8.642,07

358.671.412,63

1.500,00

359.308.531,04

0,00

682.321,59

1.724.001,69

0,00

0,00

0,00

16.707,89

0,00

0,00

2.423.031,17

0,00

2.423.031,17

0,00

9.314.944,39

-63.119,06

-228.618,67

1.681,30

0,00

0,00

-9.016.245,89

-8.642,07

0,00

0,00

0,00

35.350,14

208.233,27

18.754,25

0,00

0,00

0,00

104.994,82

6.868.806,21

0,00

7.200.788,55

0,00

7.236.138,69

670.968,55

346.933.058,95

7.201.792,98

280.597,33

266.256,16

494,93

659.545,77

8.107.423,89

0,00

363.449.170,01

1.500,00

364.121.638,56

32
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Immaterielle 
Vermögensgegenstände

SACHANLAGEN

Grundstücke mit Wohnbauten

Grundstücke mit Geschäfts- 
und anderen Bauten

Grundstücke ohne Bauten

Grundstücke  mit Rechten Dritter

Technische Anlagen 
und Maschinen

Betriebs- und 
Geschäftsausstattung

Anlagen im Bau

Bauvorbereitungskosten

FINANZANLAGEN

Andere Finanzanlagen

Anlagevermögen insgesamt

kumuliert 
01.01.2016

€

des 
Geschäftsjahres

€

Änderungen im 
Zusammenung 
mit Abgängen

€

kumuliert
31.12.2016

€

563.795,22

129.821.605,06

2.453.968,71

0,00

0,00

494,93

449.164,84

0,00

0,00

132.725.233,54

0,00

133.289.028,76

0,00

264.696,93

1.298.765,86

0,00

0,00

0,00

16.707,89

0,00

0,00

1.580.170,68

0,00

1.580.170,68

20.421,35

5.106.064,91

250.585,53

0,00

0,00

0,00

46.086,54

0,00

0,00

5.402.736,98

0,00

5.423.158,33

584.216,57

134.662.973,04

1.405.788,38

0,00

0,00

494,93

478.543,49

0,00

0,00

136.547.799,84

0,00

137.132.016,41

ABSCHREIBUNGEN
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ERLÄUTERUNGEN ZUR 
BILANZ UND ZUR GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG

B I L A N Z  

Z U S A M M E N S E T Z U N G  U N D  E N T W I C K L U N G  D E S  A N L A G E V E R M Ö G E N S

Immaterielle 
Vermögensgegenstände

SACHANLAGEN

Grundstücke mit Wohnbauten

Grundstücke mit Geschäfts- 
und anderen Bauten

Grundstücke ohne Bauten

Grundstücke  mit Rechten Dritter

Technische Anlagen 
und Maschinen

Betriebs- und 
Geschäftsausstattung

Anlagen im Bau

Bauvorbereitungskosten

FINANZANLAGEN

Andere Finanzanlagen

Anlagevermögen insgesamt

31.12.2016
€

31.12.2015
€

86.751,98

212.270.085,91

5.796.004,60

280.597,33

266.256,16

0,00

181.002,28

8.107.423,89

0,00

226.901.370,17

1.500,00

226.989.622,15

71.823,19

208.270.597,82

6.516.190,77

509.216,00

264.574,86

0,00

122.094,00

10.254.863,57

8.642,07

225.946.179,09

1.500,00

226.019.502,28

BUCHWERTE
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Die Zugänge bei den Grundstücken mit  Wohngebäuden betreff en vier Fahrradhäuser sowie Kosten für zwei ange-
fangene Modernisierungsobjekte. Die Abgänge betreff en hauptsächlich Wohnungsverkäufe. Die Umbuchungen 
beinhalten die Umgliederung von zwei fertig gestellten Neubauprojekten vom Posten Anlagen im Bau.

Die unter der Position Grundstücke mit Geschäfts- und anderen Bauten ausgewiesenen Abgänge betreff en die 
Verkäufe der Objekte „Zur Fähre“ und der Ferieneinrichtung Lubmin. Die Umbuchungen vom Posten Grundstücke 
ohne Bauten zum Posten Anlagen im Bau beinhalten die Grundstückskosten für ein begonnenes Neubauprojekt.
Unter der Position Anlagen im Bau werden insgesamt drei Neubauprojekte geführt.

In dem Posten "Unfertige Leistungen" sind € 9.542.243,19 (Vorjahr € 9.425.081,69) noch nicht abgerechnete Heiz- 
und Betriebskosten enthalten.

Die Vorjahreszahlen der Forderungen und sonstigen Vermögensgegenstände sind aufgrund der erstmaligen 
Anwendung des Bilanzrichtlinienumsetzungsgesetzes (BilRUG) nicht vergleichbar. Forderungen, die sich aus 
Umsatzerlösen aus anderen Lieferungen und Leistungen ergeben, werden im Geschäftsjahr 2016 den Forderun-
gen aus Lieferungen und Leistungen zugeordnet. Dabei handelt es sich um € 3.100,00.

Von den Forderungen haben eine Restlaufzeit von mehr als 1 Jahr:

    Geschäftsjahr  Vorjahr
                €        €

Forderungen aus Vermietung      2.834,42  2.620,70
 
Die Sonstigen Vermögensgegenstände enthalten keine Posten, die erst nach dem Abschlussstichtag rechtlich entstehen.

Die Entwicklung der Rücklagen stellt sich wie folgt dar:

   

 Die Rückstellungen für Bauinstandhaltung enthalten:
• gem. § 10 DMBilG zum 01.07.1990 gebildet     T€ 89

In den „Sonstigen Rückstellungen“ sind folgende Rückstellungen mit einem nicht unerheblichen Umfang enthalten:
• Rückstellungen für noch ausstehende Baukosten    T€ 693
• Rückstellungen für  Verfahrenskosten und Zinsforderungen
div. Rechtstreitigkeiten       T€ 238

         T€  931
    

Die Altersteilzeitrückstellungen aus laufenden Verpfl ichtungen (Erfüllungsrückstand) betragen T€ 4,7. Sie wurden mit dem insol-
venzgeschützten Wertguthaben in Höhe von T€ 8,3 saldiert, das allein den Altersteilzeitberechtigten zusteht und dem Zugriff  
anderer Gläubiger entzogen ist. Der Unterschiedsbetrag in Höhe von T€ 3,6 wird auf der Aktivseite ausgewiesen. Die Anschaf-
fungskosten der Wertguthaben entsprechen dem Zeitwert. Nach Saldierung werden auf der Passivseite Rückstellungen für 
Altersteilzeit in Höhe von T€ 1,4 ausgewiesen.

   

Sonderrücklage gem. 
§ 27 Abs.2 DMBiLG

Gesetzliche Rücklage

Andere Ergebnis-
rücklagen

Ergebnisrücklagen 
insgesamt

Stand
01.01.2015

€

65.273.705,95

4.855.342,56

41.096.512,42

111.225.560,93

Zuführungen aus 
Jahresüberschuss

2015
€

0,00

150.000,00

1.058.023,48

1.208.023,48

Stand
31.12.2015

€

65.273.705,95

5.005.342,56

42.154.535,90

112.433.584,41
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Die Vorjahreszahlen der Umsatzerlöse sind aufgrund der Neufassung von § 277 Abs. 1 HGB nicht vergleichbar. 
Bei Anwendung des § 277 Abs. 1 HGB i.d.F. des BilRUG hätten sich für das Vorjahr folgende Beträge ergeben:

1. Umsatzerlöse  
b) aus Verkauf von Grundstücken:                  € 315.155,22
c) aus anderen Lieferungen und Leistungen:                 € 54.633,10
  
4. Sonstige betriebliche Erträge:    € 516.208,08

Die Umsatzerlöse aus der Hausbewirtschaftung in Höhe von T€ 32.630 enthalten neben den Mieterträgen 
abgerechnete Nebenkosten in Höhe von T€ 9.503.
Die Umsatzerlöse aus dem Verkauf von Grundstücken in Höhe von T€ 577 beziehen sich auf die regelmäßigen 
Verkäufe von Wohnungen im Rahmen des Altschuldenhilfegesetzes.
Die Anderen aktivierten Eigenleistungen enthalten ausschließlich verrechnete Personalaufwendungen.

Die Fristigkeiten der Verbindlichkeiten sowie die zur Sicherheit gewährten Pfandrechte o. ä. Rechte stellen sich wie folgt 
dar: Verbindlichkeiten, die erst nach dem Bilanzstichtag rechtlich entstehen, bestehen wie im Vorjahr nicht.

Verbindlichkeitenspiegel zum 31.12.2016 (Die Vorjahreszahlen sind in Klammern vermerkt.)

V E R B I N D L I C H K E I T E N         

Verbindlichkeiten 
gegenüber
Kreditinstituten

Verbindlichkeiten 
gegenüber anderen 
Kreditgebern

Erhaltene 
Anzahlungen 

Verbindlichkeiten 
aus Vermietung

Verbindlichkeiten 
aus Lieferungen 
und Leistungen

Sonstige 
Verbindlichkeiten

Gesamtbetrag

€ 

102.263.968,86
(100.699.434,56)

 
4.159.767,04

(4.340.156,49)
 

10.278.781,08 
(10.633.986,78)

 
10.008,32

(11.786,36)
 

1.477.833,26
(1.368.653,74)

 
34.997,76

(51.388,93)
 

118.225.356,32
(117.105.406,86)

bis zu 1 Jahr
  €

6.290.212,45
(6.969.016,93)

 

190.058,89
(178.819,31)

 
10.278.781,08

(10.633.986,78)
 

10.008,32
(11.786,36)

 
1.477.833,26

(1.368.653,74)
 

34.997,76
(51.388,93)

 
18.281.891,76 

(19.213.652,05)

1 bis 5 Jahre
   €

27.198.990,81

848.684,74

     -       

     -       

    
 -       

     -       

28.047.675,55

über 5 Jahre
  €

68.774.765,60
 
 

3.121.023,41

     -       

     -       

     -       

     -       

71.895.789,01

gesichert

  € 

102.263.736,49
 
 

4.159.767,04

     -       

     -       

     -       

     -       

106.423.503,53

Art der 
Sicherung*

GPR

GPR

Restlaufzeit

 *)  GPR = Grundpfandrecht     
Die Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten und gegenüber anderen Kreditgebern sind über  Brief- und Buchgrundschulden gesichert.

Insgesamt                 Davon     

Gewinn- und Verlustrechnung
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In den Sonstigen betrieblichen Erträgen sind folgende Beträge größeren Umfangs enthalten:

• Erträge aus Grundstücksverkäufen AV     T€    719  

• Erträge aus IH-Rücklagen bei Wohnungseigentümergemeinschaften T€    183
         T€    902

 
Die Erträge aus Grundstücksverkäufen des Anlagevermögens (resultierend aus dem Verkauf des Objektes „Zur Fähre“, 
sowie dem Verkauf des Ferienobjektes Lubmin) stellen außergewöhnliche Erträge dar. Den Verkaufserlösen in Höhe 
von T€ 1.144 stehen die Buchwertabgänge von T€ 425 gegenüber. 

Die Aufwendungen für Hausbewirtschaftung enthalten:  
• Instandhaltungsaufwendungen     T€   3.984
• Großinstandsetzungsaufwendungen     T€   3.935
         T€   7.919

Die Vorjahreszahlen der Aufwendungen für bezogene Lieferungen und Leistungen sind aufgrund der erstmaligen 
Anwendung des Bilanzrichtlinienumsetzungsgesetzes (BilRUG) nicht vergleichbar. Für 2015 hätten sich im Zusam-
menhang mit den Umsatzerlösen aus Verkauf von Grundstücken Aufwendungen für Verkaufsgrundstücke in Höhe 
von € 195.991,71 ergeben.

Die Aufwendungen für Gästewohnungen in Höhe von € 11.671,80 wurden korrespondierend zu den Umsatzerlö-
sen aus Gästewohnungen umgegliedert von den Sonstigen betrieblichen Aufwendungen zu den Aufwendungen für 
bezogene Lieferungen und Leistungen. Die Vorjahreswerte wurden nicht angepasst.

Aus der Bewertung der Altersteilzeitrückstellungen ergibt sich ein Zinsaufwand von € 670,27 und aus der Festgeldan-
lage für das insolvenzgeschützte Wertguthaben ein Zinsertrag von € 7,72. Nach Verrechnung wird ein Zinsaufwand in 
Höhe von € 662,55 ausgewiesen.

 
SONSTIGE ANGABEN

Es bestehen folgende, nicht in der Bilanz ausgewiesene oder vermerkte finanzielle Verpflichtungen:

Es bestehen Leasingverträge für 23 Fahrzeuge (einschließlich Betriebshandwerker) mit einer Restlaufzeit von 1 bis 40 
Monaten. Die Leasinggebühr für diesen Zeitraum beträgt T€ 152.

Für das Bauprogramm 2017 wurden bereits in den Vorjahren Bau-, Architekten- und Ingenieurverträge in Höhe von 
T€ 7.385 abgeschlossen.

Auf diversen Treuhandkonten werden getrennt vom eigenen Vermögen gezahlte Mietkautionen in Höhe von 
T€ 27 geführt.

Die Zahl der im Geschäftsjahr durchschnittlich beschäftigten Arbeitnehmer betrug:

      Vollbeschäftigte        Teilzeitbeschäftigte
 Kaufmännische Mitarbeiter       36,25                    1,00 
 Technische Mitarbeiter          5,50     
 Betriebshandwerker, Hauswarte, etc.      37,75       
          79,50                  1,00*

*) davon Altersteilzeit 1,00 Arbeitnehmer

Außerdem wurden durchschnittlich 6,00 Auszubildende beschäftigt.
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Anzahl der Mitglieder
    Stand am 01.01.2016 8.293
    Zugänge     647
    Abgänge     595
    Stand am 31.12.2016 8.345

Die Geschäftsguthaben der verbleibenden Mitglieder haben sich im Geschäftsjahr um € 488.591,82 erhöht. 
Die Mitglieder haben auch im Falle der Insolvenz der Genossenschaft keine Nachschüsse zu leisten.
 
Name und Anschrift des zuständigen Prüfungsverbandes

Verband norddeutscher Wohnungsunternehmen e. V.
Hamburg – Mecklenburg-Vorpommern – Schleswig-Holstein
Tangstedter Landstraße 83
22415 Hamburg

Mitglieder des Vorstandes

Herr Rainer Fehlhaber Vorsitzender 
Herr Jan Schneidewind
Herr Jörn Roth     

Mitglieder des Aufsichtsrates

Frau Dr. Jutta Muschick Vorsitzende 
Frau Ilona Dinse
Frau Sylvia Hippel
Frau Ute Rediek
Frau Petra Kleinert  ab 26.05.2016
Herr Thomas Bahls
Herr Marcus Wiederhöft

Vorgänge von besonderer Bedeutung, die nach dem Schluss des Geschäftsjahres eingetreten sind und weder in der 
Gewinn- und Verlustrechnung noch in der Bilanz berücksichtigt sind, haben sich nicht ergeben, bis auf die Beilegung 
eines Rechtsstreites durch den Abschluss eines Vergleiches. Die sich daraus ergebende ergebniswirksame Aufl ösung von 
Rückstellungen in Höhe von ca. T€ 140 erfolgt im Geschäftsjahr 2017.

Gemäß Beschluss von Vorstand und Aufsichtsrat vom 25.04.2017 wurden € 153.000,00 in die gesetzliche Rücklage und 
€ 1.072.748,70 in Andere Ergebnisrücklagen eingestellt. Der restliche Jahresüberschuss in Höhe von € 296.818,80 wird für 
eine 3prozentige Gewinnausschüttung unter Berücksichtigung des § 41 der Satzung verwendet.

Wohnungsbau-Genossenschaft Greifswald eG
Greifswald, den 25.04.2017

Rainer Fehlhaber      Jan Schneidewind    Jörn Roth



39



40

Der  Aufsichtsrat hat auf der Grundlage konkreter Arbeits-
pläne für den Gesamtaufsichtsrat sowie für die Fachaus-
schüsse seine satzungsmäßigen Aufgaben und Pflichten 
zur Förderung des Vorstandes und zur Überwachung sei-
ner Geschäftstätigkeit im Jahr 2016 zielstrebig verfolgt und 
realisiert. Das heißt, dass er die ihm nach Gesetz, Satzung 
und Geschäftsordnung obliegenden Aufgaben wahrge-
nommen hat. Er hat den Vorstand bei der Unternehmens-
leitung beraten, überwachte kontinuierlich die Führung 
der Geschäfte und war in alle wesentlichen Entscheidun-
gen direkt eingebunden.

Zur qualifizierten Wahrnehmung ihrer Verantwortung 
haben die Mitglieder des AR an angebotene Weiterbil-
dungsveranstaltungen teilgenommen. Frau Kleinert wird 
2017 die mehrtätige Qualifikation „Zertifizierter Aufsichts-
rat“ des Verbandes Norddeutscher  Wohnungsunterneh-
men absolvieren. 

Ein wesentlicher Schwerpunkt der Arbeit war die intensive 
Beschäftigung mit der Nachfolgeregelung ab 01.07.2017 
nach Ausscheiden von Herrn Fehlhaber. Das Ergebnis 
wurde vom Aufsichtsrat  am Tag des Vertreters im Oktober 
2016 vorgestellt und fand Zustimmung durch die Vertreter.

Die stabile wirtschaftliche Entwicklung der Genossen-
schaft stand uneingeschränkt im Mittelpunkt der Tätigkeit 
der Organe. Die Zusammenarbeit zwischen Vorstand und 
Aufsichtsrat war in diesem Zusammenhang von dem sat-
zungsmäßigen Auftrag bestimmt, die Mitglieder durch 
eine gute, sichere und sozial verantwortbare Wohnungs-
versorgung zu fördern.

Der Vorstand berichtete dem Aufsichtsrat regelmäßig, zeit-
nah und umfassend in schriftlicher und mündlicher Form 
über die wirtschaftliche und finanzielle Situation sowie die 
Entwicklung des Unternehmens. In diesem Zusammen-
hang hat der Aufsichtsrat mit dem Vorstand grundsätzli-
che Fragen der Geschäfts-und Unternehmenspolitik, der 
Unternehmensstrategie, der finanziellen Entwicklung und 
der Ertragslage sowie Fragen von Geschäften erörtert, die 
für die Genossenschaft von Bedeutung sind.

Die Vorsitzende des Aufsichtsrates hat mit dem Vorstand 
auch außerhalb der Sitzungen in regelmäßigen Abstän-
den Themen und Fragen von wesentlicher Bedeutung 
erörtert und abgestimmt. 

Außerdem haben sich die Vorsitzenden der Ausschüsse 
auch außerhalb von ihren Sitzungen mit dem Vorstand 
fachlich ausgetauscht. Im Geschäftsjahr 2016 fanden 10  
gemeinsame Sitzungen von Vorstand und Aufsichtsrat 
statt. Zustimmungsbedürftige Maßnahmen wurden im 
Aufsichtsrat und in den Ausschüssen sorgfältig geprüft, 
besprochen und entschieden. Die Vorsitzenden der Aus-
schüsse haben in den AR-Sitzungen regelmäßig über die 
Ergebnisse der Sitzungen berichtet.

Der Aufsichtsrat hat darüber hinaus in 2 geschlossenen Sit-
zungen und in einer gemeinsamen Klausurberatung mit 
dem Vorstand vorrangig die Nachfolgeregelung von Herrn 
Fehlhaber und die Vorstandsbestellung von Herrn Schäfer 
beraten.

Die wesentlichen inhaltlichen Schwerpunkte der 
Sitzungen werden im Anhang aufgeführt.

Um eine ausgewogene fachliche Beratung eine effiziente 
Kontrolle zu gewährleisten, hat der Aufsichtsrat weiterhin 
mit zwei  Ausschüssen gearbeitet:
•  Ausschuss Mitgliederwesen/Bau und 
•   Finanz-und Prüfungsausschuss.
Die Ausschussarbeit hat sich generell als richtig und effi-
zient erwiesen, können doch dort  Fragen und Probleme 
differenzierter und tiefgründiger beraten sowie Entschei-
dungen und Beschlüsse des Gesamtgremiums vorbereitet 
werden.

Die im Anhang aufgeführten Sitzungen der Fachaus-
schüsse mit den jeweiligen inhaltlichen Schwerpunkten 
geben einen Einblick in die Vielfalt der notwendig zu bera-
tenden Themen aus den einzelnen Vorstandsbereichen. 
Dafür sollten die Mitglieder des jeweiligen Fachausschus-
ses von ihrem fachlichen Hintergrund und ihrer Erfahrung 
her unbedingt  gute Voraussetzungen mitbringen. 

B E R I C H T  D E S 
A U F S I C H T S R A T E S
Ü B E R  D I E  T Ä T I G K E I T
I M  G E S C H Ä F T S J A H R 
2 0 1 6



41

Der Finanz- und Prüfungsausschuss ist in dieser Hinsicht gut 
aufgestellt. Der Ausschuss versteht sich als Überwachungs-
organ der Finanzberichterstattung. An den Sitzungen des 
FPA nehmen der kaufmännische Vorstand sowie Mitarbei-
ter des kaufmännischen Bereiches und des Controllings teil. 

Der Fachausschuss Mitgliederwesen/ Bau hat sein umfang-
reiches und vielschichtiges Programm wegen eines krank-
heitsbedingten Ausfalls bis Juni 2016 mit zwei und danach 
mit drei Mitgliedern realisiert. In der Arbeit dieses FA zeigte 
sich zunehmend die dringende Notwendigkeit der perso-
nellen Verstärkung im Bereich Bau. Ein erster Schritt dafür 
war die Wahl von Frau Kleinert in den Aufsichtsrat im Mai 
2016. Dennoch ist es Zielsetzung , einen eigenen ausge-
wiesenen Bauausschuss mit entsprechender Fachkompe-
tenz zu etablieren .

Von besonderer Wichtigkeit für die Erfüllung des sat-
zungsmäßigen Auftrages der WGG ist die Arbeit des 
Prüfdienstes des VNW. Der Verbandsprüfer stellte als 
voraussichtliches Prüfungsergebnis fest:

• Die Buchführung, der Jahresabschluss bis zum 31.12.2015 
sowie der Lagebericht für das Geschäftsjahr 2015 entspre-
chen den gesetzlichen Vorschriften.

• Die wirtschaftlichen Verhältnisse zeichnen sich dadurch 
aus, dass
  •  die Vermögenslage geordnet ist
  •  die Zahlungsfähigkeit jederzeit gegeben ist
  •  die Ertragslage durch das Ergebnis der 
  •  Hausbewirtschaftung  bestimmt wird.

• Der Immobilienbestand wird derzeit mit einer hohen 
Investitionstätigkeit durch umfangreiche Neubauten er- 
gänzt. Darüber hinaus stehen die Modernisierungs-
tätigkeit und die Instandhaltung im Vordergrund der 
Bestandsbewirtschaftung.

• Die Nutzungsgebühr ist gegenüber dem Vorjahr durch 
Neubau, Neuvermietung und Modernisierung leicht an- 
gestiegen. Der Leerstand ist leicht angestiegen, aber 
immer noch auf niedrigem Niveau.

Insgesamt hat die Genossenschaft eine uneingeschränkte 
Prüfungsbestätigung für das Jahr 2015 erhalten. Die Tätig-
keit der Gremien (Vorstand, Aufsichtsrat, Vertreterver-
sammlung) wurde als ordnungsgemäß und den gesetz-
lichen Bestimmungen entsprechend eingeschätzt. In der 
Beratung des Aufsichtsrates vom 10. November 2016 
wurde die Stellungnahme des Aufsichtsrates zum Bericht 
über die gesetzliche Prüfung  gem. § 53 GenG für das Jahr 
2015 abgegeben. 

Die ordentliche Vertreterversammlung am 26. Mai 
2016 stellte den Jahresabschluss 2015 fest, fasste den 
Beschluss zur Verteilung des Jahresüberschusses ein-
schließlich einer Dividendenzahlung, entlastete Vorstand 
und Aufsichtsrat und beriet den Bericht über die gesetz-
liche Prüfung des Jahresabschlusses 2014 gemäß §59 
Genossenschaftsgesetz.

Als Ergebnis seiner Tätigkeit kann der Aufsichtsrat 
feststellen:

Der Aufsichtsrat empfiehlt der Vertreterversammlung 
somit,

• den Lagebericht des Vorstandes für das Geschäftsjahr 
2016 sowie den schriftlichen Bericht über die gesetzliche 
Prüfung für das Jahr 2015 anzunehmen

• den Jahresabschluss 2016 in der vorgelegten Form 
festzustellen 

• dem Vorstand für das Geschäftsjahr 2016 Entlastung zu 
erteilen.

Der Aufsichtsrat dankt dem Vorstand, den Mitgliederver-
tretern und allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern für 
ihren engagierten Einsatz und die erfolgreich geleistete 
Arbeit im Jahr 2016.

Greifswald, den 16. März 2017

Dr. Jutta Muschick
Aufsichtsratsvorsitzende
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Feststellung des Jahresabschlusses 
zum 31. 12. 2016

a) Bilanz
b) Gewinn- und Verlustrechnung
c) Anhang

Beschluss:
Der vom Vorstand vorgelegte und vom Aufsichtsrat zur 
Annahme empfohlene Jahresabschluss per 
31. Dezember 2016, bestehend aus 
• der Bilanz
• der Gewinn- und Verlustrechnung
• dem Anhang,

wird mit der Bilanzsumme von 243.776.175,78 € sowie
einem Jahresüberschuss in Höhe von 1.522.567,50 € 
in der vorgeschlagenen Form festgestellt.

Gleichzeitig stimmt die Vertreterversammlung der Ein-
stellung von 153.000,00 € in die "Gesetzliche Rücklage" 
und 1.072.748,70 € in "Andere Ergebnisrücklagen" zu.

Verwendung des Jahresüberschusses 
für das Geschäftsjahr 2016

Beschluss:
Für das Geschäftsjahr 2016 wird ein
Jahresüberschuss von 1.522.567,50 € ausgewiesen.

Der restliche Jahresüberschuss in Höhe von 296.818,80 €
für eine 3prozentige Gewinnausschüttung unter Berück-
sichtigung des § 41 der Satzung der Wohnungsbau-
Genossenschaft Greifswald eG verwendet.

Die Auszahlung der Gewinnanteile erfolgt bis zum 
31. August 2017.

Stellungnahme des Aufsichtsrates gemäß § 59 Abs. 2
GenG über die gesetzliche Prüfung des Geschäfts-
jahres 2015 durch den Verband norddeutscher Woh-
nungsunternehmen e. V. 

Beschluss:
Die Stellungnahme des Aufsichtsrates zu den Feststel-
lungen des Verbandes norddeutscher Wohnungsunter-
nehmen e. V. im schriftlichen Prüfungsbericht über die 
Prüfung des Geschäftsjahres 2015 wird zustimmend zur 
Kenntnis genommen.

Vertreterversammlung am 18. Mai 2017 der Wohnungsbau-
Genossenschaft Greifswald eG

B E S C H L Ü S S E  D E R 
V E R T R E T E R V E R S A M M L U N G
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